
D. Verfahrensvermerke

1. Der Marktrat hat in der Sitzung vom 13.11.2023 gemöä § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
19.06.2024 orts–blich bekannt gemacht.

2. Die fr–hzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemöä § 3 Abs. 1 BauGB mit üffentlicher Darlegung 
und Anhürung f–r den Vorentwurf des Bebauungsplans  in der Fassung vom 15.04.2024 hat 
in der Zeit vom 19.06.2024 bis 22.07.2024 stattgefunden. 

3. Die fr–hzeitige Beteiligung der Behürden und sonstigen Tröger üffentlicher Belange gemöä § 
4 Abs. 1 BauGB f–r den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 15.04.2024 hat 
in der Zeit vom 19.06.2024 bis 22.07.2024 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der vom Marktrat am 18.09.2025 gebilligten Fassung 
vom 18.09.2025 wurden die Behürden und sonstigen Tröger üffentlicher Belange gemöä § 4 
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 22.10.2025 bis 25.11.2025 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der vom Marktrat am 18.09.2025 gebilligten Fassung  
vom 18.09.2025 wurde mit der Begr–ndung gemöä § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
22.10.2025 bis 25.11.2025 üffentlich ausgelegt.

6. Zu dem geönderten Entwurf des Bebauungsplans in der vom Marktrat am 05.03.2026 
gebilligten Fassung vom 05.03.2026 wurden die Behürden und sonstigen Tröger üffentlicher 
Belange gemöä § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 16.04.2026 bis 
08.05.2026 erneut beteiligt.

7. Der geönderte Entwurf des Bebauungsplans in der vom Marktrat am 05.03.2026 gebilligten 
Fassung vom 05.03.2026 wurde mit der Begr–ndung gemöä § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 
BauGB in der Zeit vom 16.04.2026 bis 08.05.2026 erneut üffentlich ausgelegt.

8. Der Markt Hohenwart  hat mit Beschluss des Marktrats vom 29.06.2026 den Bebauungsplan 
gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 11.06.2026 als Satzung beschlossen.

Markt Hohenwart,  den ...........................

..............................................................................................................
1. B–rgermeister J–rgen Haindl

9. Ausgefertigt

Markt Hohenwart,  den ...........................

..............................................................................................................
1. B–rgermeister J–rgen Haindl

10. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ................... gemöä § 10 Abs. 3 
Halbsatz 2 BauGB orts–blich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begr–ndung wird seit 
diesem Tag zu den –blichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und –ber dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan 
ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Markt Hohenwart,  den ...........................

..............................................................................................................
1. B–rgermeister J–rgen Haindl

F–r die Planung:
Sulzbach-Rosenberg, den ....................

..........................................................
NEIDL+NEIDL Landschaftsarchitekten und Stadtplaner Partnerschaft mbB
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B. Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Sondergebiet Photovoltaik (§ 11 Abs. 2 BauNVO)
Auf dem Grundst–ck Fl.-Nr. 155 (TF), 232, 233, 234, 236, 237, 238, 239, 240,
349 (TF), 349/2, 350, 352, 353, 354, 355, 360, 388 (TF), 389, 466 (TF),  Gmkg.
Koppenbach.
Zulössig ist die Errichtung von freistehenden (geböudeunabhöngigen) 
Photovoltaikmodulen sowie der Zweckbestimmung des Sondergebietes 
unmittelbar dienende Nebenanlagen wie technische Einrichtungen zur Erzeugung, 
Umwandlung, Speicherung und Abgabe von elektrischer Energie.

1.2 Entsprechend § 12 Abs. 3a BauGB sind im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulössig, zu deren Durchf–hrung sich der 
Vorhabentröger im Durchf–hrungsvertrag verpflichtet.

1.3 Zeitliche Befristung/R–ckbau
Die Art der Nutzung f–r Photovoltaik wird gem. § 9 Abs. 2 BauGB zeitlich 
befristet: bis 31.12.2059 ist die Anlage wieder zur–ckzubauen.
Bis Ablauf dieser Frist sind die Flöchen in ihren Urzustand zur–ckzuversetzen. 
Anlagen und Geböude sind abzubauen. Als Folgenutzung gilt wieder - 
entsprechend dem Ausgangszustand vor dieser Sondernutzung - die 
planungsrechtliche Situation als landwirtschaftliche Nutzflöche. 
Entsprechendes gilt, falls die Nutzung der Photovoltaikanlage zu einem fr–heren 
Zeitpunkt entfallen sollte.

2. Maä der baulichen Nutzung
2.1 Grundflöche
Grundflöchenzahl (GRZ) = 0,65
Bei der Ermittlung der Grundflöchenzahl ist die Gesamtflöche der 
aufgestönderten Solarmodule in senkrechter Projektion sowie die Grundflöche 
der erforderlichen Nebenanlagen zu ber–cksichtigen.
Dabei ist die Vollversiegelung von Flöchen im Sondergebiet  auf die erforderlichen
Geböudefundamente zu beschrönken. Die f–r die Energiespeicher
gekennzeichneten Flöchen künnen versickerungsföhig geschottert werden. Die
Flöche der Energiespeicher ist auf 200 m² beschrönkt, zusammen mit den
anderen Nebengeböuden (Verteil-/Eigenstrom-/Trafostationen) darf die
Grundflöche insgesamt 1.000 m² betragen.
Die Modultische sind mit Ramm- oder Schraubfundamenten aus Metall zu 
verankern. Sollten Gr–ndungsprobleme vorliegen, künnen bedarfsorientierte 
Fundamente (Punkt- oder Streifenfundamente) eingesetzt werden.

2.2 Hühe baulicher Anlagen
Die maximal zulössige Hühe der Module einschlieälich Tragekonstruktion, 
gemessen zwischen der Gelöndeoberkante und der Oberkante Module, betrögt 3 
m. Die Unterkante muss mindestens 0,80 m –ber dem Boden liegen.
Die maximal zulössige Hühe der Geböude, gemessen zwischen Gelöndeoberkante 
und Oberkante Geböude, betrögt 3 m.

2.3 Wasserempfindliche Anlagenteile
Wasserempfindliche Anlagenteile m–ssen im Bereich von Hochpunkten oder im 
Bezug zum Gelöndeniveau, um min. 30 cm –ber Planungsgelönde erhüht 
errichtet werden.

3. Baugrenze
Die –berbaubare Flöche f–r Photovoltaikmodule und Geböude werden durch 
Baugrenzen im Sinne von § 23 Abs. 3 BauNVO festgesetzt

4. Gestaltung baulicher Anlagen
4.1 Dachausbildung
F–r alle Geböude werden Flach- oder Satteldöcher mit maximal 30° Neigung 
festgesetzt. Dacheindeckungen in Metall sind nur in matter und beschichteter 
Ausf–hrung zulössig. Als Farbe ist naturrot, rotbraun, gr–n, grau oder braun in 
gedeckten Nuancen zu wöhlen. Alternativ ist eine extensive Dachbegr–nung 
zulössig.

4.2 Fassaden
Durchbr–che, L–ftungsüffnungen und dergleichen m–ssen siedlungsabgewandt 
angeordnet werden. Als Fassadenfarbe ist gr–n, grau oder braun in gedeckten 
Nuancen zulössig.

4.3 Werbeanlagen
Werbeanlagen sind bis zu einer maximalen Flöche von 5 m² an der Einfriedung 
im Zufahrtsbereich zulössig. Fahnenmasten und elektrische 
Wechselwerbeanlagen sind nicht zulössig.

5. Örtliche Verkehrsflöchen
5.1 Die Grundst–ckszufahrten sind in den im zeichnerischen Teil dargestellten 
Flöchen bis zu einer Breite von 5 m zulössig

5.2 Einfahrtbereiche des SO-Gebiets

6. Einfriedungen
Einfriedungen sind als Metallzöune, auch mit Kunststoffummantelung und 
ßbersteigschutz zulössig. Sie d–rfen eine Gesamthühe von 2,20 m –ber der 
bestehenden nat–rlichen Gelöndeoberkante nicht –berschreiten. Durchgehende 
Betonsockel sind unzulössig. Es sind lediglich Punktfundamente f–r die 
Zaunpfosten erlaubt. Die Unterkante des Zaunes ist entsprechend der 
Gelöndetopographie mindestens 20 cm –ber dem Boden auszuf–hren. 
Sicherungsmaänahmen gegen Wolfs–bergriffe sind dann zulössig, wenn die 
ükologische Durchgöngigkeit f–r Kleintiere erhalten bleibt.

7. Gelöndeoberflöche/Grundwasserschutz
7.1 Das nat–rliche Gelöndeniveau darf maximal um 0,50 m abgegraben oder 
aufgesch–ttet werden. St–tzmauern sind unzulössig. Aufsch–ttungen m–ssen mit 
inertem Material (Material entsprechend den Vorgaben der 
Ersatzbaustoffverordnung - Ersatzbaustoff) bzw. dem Aushubmaterial des 
Planungsbereichs erfolgen.
Oberboden, der bei allen baulichen Maänahmen oder sonstigen Verönderungen 
der Oberflöche anföllt, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung 
und Vernichtung zu sch–tzen. Auch sonstige Beeintröchtigungen des Bodens, wie 
Bodenverdichtungen oder Bodenverunreinigungen, sind zu vermeiden.

7.2 Sömtliche Bodenbefestigungen sind in sickerföhiger Ausf–hrung 
(Schotterrasen) herzustellen, so dass das Niederschlagsabwasser breitflöchig 
–ber die belebte Bodenzone versickern kann. F–r störker befahrene Abschnitte 
der Sondergebietszufahrt künnen f–r Bodenbefestigungen auch Rasengittersteine 
oder Rasenfugenpflaster verwendet werden.

7.3 Das von den Modulen abflieäende Niederschlagswasser ist breitflöchig –ber 
die belebte Bodenzone zu versickern. Eine punktuelle Versickerung ist nicht 
zulössig.
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C. Hinweise / nachrichtliche ßbernahme
1. Sollten im Zuge der Errichtung, des Betriebes oder des Abbaus der Photovoltaikanlage 

Schöden an Flurwegen, sowie an Grenzzeichen entstehen, sind diese Schöden durch den 
Betreiber der Anlage zu beseitigen.

2. Sollten bei den Bauarbeiten Anhaltspunkte f–r schödliche Bodenverönderungen oder eine 
Altlast bekannt werden, sind unverz–glich das Wasserwirtschaftsamt und das 
Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm zu informieren.

3. Es ist nicht auszuschlieäen, dass sich im Planungsgebiet oberirdisch nicht mehr sichtbare 
und daher unbekannte Bodendenkmöler befinden. Bei Erdarbeiten zu Tage kommende 
Metall-, Keramik- oder Knochenfunde sind umgehend dem Landratsamt oder dem 
Bayerischen Landesamt f–r Denkmalpflege zu melden. (Art. 8 BayDSchG)

4. Bei der Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher Flöchen kann es zu 
Staubablagerungen auf den Modulen kommen. Diese sind vom Betreiber der Anlage 
entschödigungslos hinzunehmen. Im Extremfall künnen Steinschlöge durch rotierende 
Maschinen nicht ausgeschlossen werden. Grundsötzlich ist eine ordnungsgemöäe 
Landbewirtschaftung auf den umliegenden Flöchen von Seiten des Betreibers zu dulden.

5. Die an der Anlage angrenzenden Zufahrten und Wege zu den umliegenden 
landwirtschaftlich genutzten Flöchen m–ssen f–r die heute –blichen Landmaschinen 
gewöhrleistet bleiben. Die Bewirtschaftung darf zu keiner Zeit eingeschrönkt werden.

6. Die von der Anlage ausgehenden Geröusche, wie tieffrequente vom Transformator 
abstrahlende Geröusche, oder der Lörm, den Wartungsarbeiten verursachen, m–ssen bei 
nöchstgelegenen Wohngeböuden die in der TA Lörm genannten Anforderungen erf–llen. 
Bei Beschwerden –ber den Lörm, den der Betrieb der Anlage verursacht, kann die 
Gemeinde den Nachweis anhand von Immissionsmessungen nach TA Lörm und/oder der 
DIN 45680 fordern. Die Ergebnisse dieser Messung sind spötestens innerhalb von zwei 
Monaten nach Aufforderung durch den Markt Hohenwart vom Vorhabenströger kostenfrei 
vorzulegen.
Lörmintensive Wartungsarbeiten, wie z.B. Möharbeiten, sind nur werktags tags–ber, in
der Zeit von 7:00 - 20:00 Uhr zulössig.

Flurgrenzen, Flurnummern122

Nummerierung Geltungsbereiche1,2,6

Vorhabenbezogener Bebauungs- und Gr–nordnungsplan
'Solarpark Hohenwart I'

Sondergebiet Photovoltaik

Planungsrechtliche Voraussetzungen:
Der Markt Hohenwart erlösst gemöä § 2 Abs. 1, § 9 und § 12 des Baugesetzbuches (BauGB), 
Art. 23 der Gemeindeordnung f–r den Freistaat Bayern (GO), Art. 81 Bayer. Bauordnung 
(BayBO), der Verordnung –ber die bauliche Nutzung der Grundst–cke (BauNVO), der Verordnung 
–ber die Ausarbeitung der Bauleitplöne und die Darstellung des Planinhalts (PlanzV 90) folgende 
Satzung. Die o.a. Rechtsgrundlagen gelten in der jeweils zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses g–ltigen Fassung:
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7.4 Sollte oberflöchennahes Grundwasser angetroffen werden, ist bei Gr–ndung
im Grundwasserbereich (gesöttigte Zone oder Grundwasserschwankungsbereich)
auf verzinkte Stahlprofile zu verzichten. Es sind zinkfreie Alternativen oder flache
Gr–ndungsformen zu verwenden.

8. Landschaftspflege/Gr–nordnung
8.1 Flöchen f–r die Erhaltung von Böumen, Ströuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

8.2 Die festgesetzten Flöchen und Maänahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (Ausgleichsflöchen) werden den im 
Rahmen des Bebauungsplanes festgesetzten Eingriffen zugeordnet.

  Folgende Maänahmen sind auf den Flöchen durchzuf–hren:
- A1:  Entwicklung einer Staudenflur

Die Flöche zwischen Hecke und den angrenzenden Flöchen in den als A1 
gekennzeichneten Bereichen ist als Staudenflur zu entwickeln. Der Saum ist alle 
zwei Jahre im Herbst zu möhen und das Mahdgut abzufahren. Der Einsatz von 
D–ngemitteln und Pestiziden ist ausgeschlossen.

- A2: Flöcheneingr–nung mit Heckenpflanzung
Die internen Ausgleichsflöchen sind in den dargestellten Bereichen mit einer  
Hecke aus heimischen Ströuchern zu versehen. Die Anlage der Hecke ist mit der 
Errichtung der Anlage, spötestens bei Beginn der darauf folgenden 
Vegetationsperiode durchzuf–hren. Angaben zu den zu verwendenden Gehülzen, 
Qualitöten und Pflanzabstönden sind dem Vorhaben- und Erschlieäungsplan zu 
entnehmen.
Die Pflanzungen sind fachgerecht zu pflegen und in ihrem Bestand dauerhaft zu 
sichern. Nicht angewachsene Gehülze sind in der nöchsten Pflanzperiode durch 
Gehülze gleicher Art und Grüäe zu ersetzen.  

8.3 Maänahmen zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestönden/CEF-Maänahmen
Maänahmen zur Vermeidung
V1: Konsequente Vermeidung von Beeintröchtigungen des direkten Umfeldes von 
Baumreihen und Einzelgehülzen sowohl innerhalb der Eingriffsflöche als auch an 
den Röndern durch das Abstellen von Fahrzeugen, Geröten oder Baumaterial.
V2: Einhalten eines Abstands der Module von mindestens 10 Metern zu 
Waldröndern und Baumreihen und mindestens 5 Meter zu Heckenstreifen und 
Einzelb–schen.
V3: Fürderung von nur selten gemöhtem, extensivem und artenreichem Gr–nland 
und Magerrasen in den Randbereichen und zwischen den Modulen.
V4: Weitgehender Verzicht auf nöchtliche Beleuchtung wöhrend Bauphase und 
Betrieb.
V5: Einhalten eines Abstandes der Module von mindestens 5 Metern zu Wegen 
und Ranken.
V6: Vermeidung der vülligen Beschattung von Wegröndern und Ranken durch 
Module.
V7: Vermeidung des Verf–llens von zuföllig entstandenen Gewössern (müglicher 
Laichplötze), vor allem in der Laichzeit von April bis August.
V8: Vermeidung jeglicher stofflichen Eintröge in das Grabensystem nürdlich der 
nordüstlichen Teilflöche.
V9: Vermeidung jeglicher Eingriffe in die Feuchtwiesenbereiche und das 
Grabensystem nürdlich der nordüstlichen Teilflöche (Abstellen von Geröten, 
Material und Fahrzeugen u.a.); Durchf–hrung einer sichtbaren Abgrenzung durch 
Trassierband, Bauzaun o.ö. notwendig.
V10: Zeitliche Beschrönkung der Baufeldfreimachung: Zur Verhinderung der 
Beeintröchtigung von br–tenden Vügeln ist jegliche Bauvorbereitung auäerhalb 
der Vogelbrutzeit durchzuf–hren.
V11:Durchf–hrung der Baumaänahmen auäerhalb der Vogelbrutzeit (Zeitraum 
Mitte August bis Ende Februar).
V12: Vermeidung der Anlage von durchgöngigen Hecken um die PV-Anlage (wie 
sogar in Leitföden des LfU als Eingr–nung von PV-Anlagen gefordert) in zu 
Offenland benachbarten Bereichen, da dies Verluste weiterer Reviere bei 
Offenlandarten verursachen kann.
V13: Konsequente Vermeidung von f–r Vügel geföhrlichen Glaskonstruktionen bei 
der Konstruktion und Gestaltung von zu errichtenden Anlagen (vgl. z. B. 
http://www.vogelglas.info/).
V14: Konsequenter Verzicht auf jegliche Rodung von Gehülzen an Ranken sowie 
Planierung vorhandener Ranken innerhalb der f–r die Module vorgesehenen 
Bereiche und an deren Röndern.
V15: Vogelfreundliche Gestaltung von Randbereichen der PV-Anlage mit 
einzelnen Gehülzen und extensiv genutzten und selten gemöhten, bl–tenreichen 
Gr–nflöchen.
V16: Fürderung von nur selten gemöhtem, extensivem und artenreichem 
Gr–nland und Magerrasen in den Randbereichen und zwischen den Modulen.
V17: Anlage sockelfreier Zöune und durchlössiger Zöune, um f–r Feldhasen und 
Kleintiere (auch f–r Laufvügel wie Fasane) eine bessere Durchgöngigkeit zu 
erreichen und eine Barrierewirkung zu verhindern.
V18: Vermeidung von intensiver Schaf- oder Rinderbeweidung der Flöchen 
zwischen den Modulen, da dies f–r Vügel und Insekten ung–nstig ist. Eine 
extensive Beweidung mit geringer Viehdichte ist jedoch müglich.
V19: Vermeidung des Aufkommens von Neophyten wöhrend der Bauphase.

A1

A2

CEF-Maänahmen
Schaffung von Bl–hstreifen/-flöchen mit angrenzender Ackerbrache im Bereich 
der Flurst–cke Nr. 304 (TF), 358 (TF), 366, 371 (TF), 469/3, Gem. Koppenbach.
Entwicklungsziel: Entwicklung einer 4 ha groäen Bl–hflöche in Kombination mit 
Ackerbrache (0,5 ha je Feldlerchenpaar). F–r die Geltungsbereiche 2,3,4 sowie 5 
werden insgesamt 4 ha benütigt.

Herstellung:
streifenweise „Bewirtschaftung„ der gesamten Flöche. Anlage von Streifen mit 
müglichst l–ckiger Aussaat aus niedrigw–chsigen, autochthonen Arten wechseln 
dabei mit angrenzenden selbstbegr–nenden Brachestreifen (jöhrlich 
umgebrochen) ab. Ein gewisser Anteil Rohbodenstellen ist dabei zu erhalten.  
Angesichts der langgestreckten Form der in Frage kommenden Flöchen sind 
jeweils etwa 15 Meter breite Streifen anzulegen. Die Streifen mit 
Selbstbegr–nung sind jeweils erst im zeitigen Fr–hjahr umzubrechen und –ber 
den Winter als Brachen stehen zu lassen.

Pflege:
- Jöhrliche Mahd, Schnittzeitpunkt nicht vor Juli, keine Bearbeitung der Flöchen 
(Walzen, Abschleppen etc. zwischen 15. Mörz und 15. Juli). Bei stark w–chsigen 
Flöchen in den ersten Jahren müglicherweise fr–here Schnittzeitpunkte sinnvoll, 
um eine Ausmagerung zu erreichen.
-  Keine vollstöndige Mahd der gesamten Flöche, Belassen von mindestens 5 
Meter breiten Streifen (-> Brachestreifen)
- Belassen von mindestens 5 Meter breiten Streifen, die erst im nöchsten Jahr 
wieder gemöht werden (-> Fürderung von Deckung im Winter/Fr–hjahr)
- Grundsötzlich sollen bei den folgenden Maänahmen im Regelfall keine 
D–ngemittel und Biozide (PSM) eingesetzt werden und keine mechanische 
Beikrautregulierung erfolgen

Zusötzlich werden im Bereich der Flurst–cke Nr. 304 und 469/3 Maänahmen f–r 
die Verbesserung des Kiebitz- und Brachvogel-Lebensraum durchgef–hrt.

Herstellung:
Anlage von Wassermulden/Seigen mit einer Tiefe von 30cm und einer Grüäe von
jeweils 10 x 10 Metern. Das abgegrabene Material kann auf der umliegenden
Flöche verteilt werden. Die Seigen sind alle zwei Jahre wiederherzustellen. 
Gröben, die entlang der Flöchen verlaufen, sind abzuflachen

8.4 Pflege innerhalb der Freiflöchenphotovoltaikanlage
Die Sondergebietsflöche ist als Gr–nland zu entwickeln. Der Aufwuchs ist ein- bis 
zweimal jöhrlich zu möhen und das Möhgut abzufahren. Etwa drei Viertel der 
Flöche wird zweisch–rig (erster Schnitt ab 01. Juli, zweiter Schnitt ab 15. August) 
gemöht, das verbleibende Viertel einsch–rig (ab 15. August). Die Verteilung der 
ein- bzw. zweisch–rigen Teilflöchen ist jöhrlich wechselnd anzuordnen. Alternativ 
ist eine Beweidung zulössig.
Der Einsatz von D–ngemitteln und Pestiziden ist ausgeschlossen. Aufkommende 
Neophyten (Indisches Springkraut, Herkulesstaude, Kanadische Goldrute, 
Japanischer Knüterich) sind auf der gesamten Flöche fr–hzeitig zu beseitigen

8.5 Verwendung von Regio - Saatgut
Bei der Ansaat der Gr–nlandflöchen und der Ausgleichsflöche ist Regio - Saatgut 
mit einem Kröuteranteil von 50 % zu verwenden.

9. Immissionsschutz
9.1 Von den Modulen darf keine stürende Blendwirkung ausgehen. 
Verkehrsteilnehmer d–rfen durch die Module nicht geblendet werden. Sollte sich 
nach Inbetriebnahme der Anlage eine Blendwirkung herausstellen, ist eine 
Abschirmung anzubringen. Diese kann entweder in Form von entsprechend 
dimensionierten Gehülzpflanzungen oder baulichen Maänahmen am Zaun 
ausgef–hrt werden. Der Zaun darf daf–r in notwendigem Maäe am Ort der 
Blendschutzmaänahme erhüht werden.

9.2 Eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage ist unzulössig.

9.3 Hinsichtlich des Lörmschutzes sind die Bestimmungen der sechsten 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lörm “ TA Lörm) vom 26.08.1998 in 
der aktuellen Fassung vom 01.06.2017 einzuhalten.

9.4 Die drei Batteriespeicher in den Feldern 3, 4 und 5 sind so anzuordnen, dass 
die verbauten L–fter/Klimageröte (lauteste Abstrahlflöche der Containerh–lle) - 
abgewandt von den Bebauungen in Koppenbach - nach Westen ausgerichtet sind.

10. Sonstige Planzeichen und Festsetzungen
10.1 Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplanes

10.2 Vorhaben- und Erschlieäungsplan
Entsprechend § 12 Abs. 3 BauGB wird der Vorhaben- und Erschlieäungsplan 
Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.
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VORHABENBEZOGENER
BEBAUUNGS- UND GRßNORDNUNGSPLAN

Nr. 58 "Solarpark
Hohenwart I"

Markt Hohenwart

Marktplatz 1, 86558 Hohenwart
Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm

Vorentwurf: 15.04.2024
Entwurf: 18.09.2025

erneuter Entwurf: 05.03.2026
Endfassung: 11.06.2026

NEIDL + NEIDL
Landschaftsarchitekten und Stadtplaner

Partnerschaft mbB
Dolesstr. 2, 92237 Sulzbach-Rosenberg

Telefon: +49(0)9661/1047-0
Mail: info@neidl.de//Homepage: neidl.de

E. Begr–ndung siehe Textteil
F. Umweltbericht siehe Textteil
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ßbersichtsplan - ohne Maästab

A. Planzeichnung

Maßstab 1:1.250

Quellen:
Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung (Stand November
2024):
- BayernAtlas (Internetdienst)
- Geodatenonline (Internetdienst)

CEF-Flöchen: Fl.-Nrn.: 304 (TF), 358 (TF), 366, 371 (TF), 469/3, Gem. Koppenbach.

Maßstab 1:2.000
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